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Brexit und EWR-Abkommen – ein Update

Von Dr. Hanspeter Daragan, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht, Bremen

Bleibt Großbritannien im EWR oder verabschiedet es sich daraus, wenn es die EU verlässt? Davon hängt ab, ob für Erb- und Nach-
folgeregelungen mit Bezug zu Großbritannien die Grundfreiheiten des EWRA weitergelten, oder ob Großbritannien nur noch den 
Status eines Drittstaates hat, mit allen nachteiligen steuerlichen Konsequenzen.

1. Meinungsstand

Nahezu alle Autoren, die sich mit dem �ema befassen, stehen 
auf dem Standpunkt, dass Großbritannien ohne Weiteres aus 
dem EWR ausscheidet, wenn es aus der EU ausscheidet. Das 
erscheint zumeist so selbstverständlich, dass es nicht begründet, 
sondern nur konstatiert wird. Meine gegenteilige Meinung1 
ist bislang nur von Schroeter/Nemeczek2 bestätigt worden, die 
unabhängig davon zum gleichen Ergebnis gekommen sind. 

Die o!zielle Ansicht der EU ergibt sich aus einer Mitteilung 
der Task Force for the Preparation and Conduct of the Negotia-
tions with the United Kingdom under Article 50 TEU (AMW) 
vom 12.4.2018: 

„Am 29. April 2017 hat der Europäische Rat Leitlinien im 
Anschluss an die Austrittsmitteilung des Vereinigten König-
reichs gemäß Artikel 50 EUV angenommen. Hierin stellt der 
Europäische Rat klar, dass nach dem Austritt Großbritanniens 
,Übereinkünfte, die von der Union oder von den Mitgliedstaa-
ten in ihrem Namen oder von der Union und ihren Mitglied-
staaten gemeinsam geschlossen wurden, nicht mehr auf das 
Vereinigte Königreich anwendbar sein‘ werden (Abs. 13). Die 
Anwendbarkeit dieser internationalen Übereinkommen auf 
die Mitgliedstaaten ist rechtlich an deren Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union gebunden.

Der EWR-Vertrag ist ein gemischtes Abkommen, bei dem die 
Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf der einen Seite, 
und die EFTA Staaten auf der anderen Seite, in ein bilaterales 
Vertragsverhältnis eingetreten sind (siehe die De%nition der ,Ver-
tragsparteien‘ in Artikel 2 des EWR-Vertrags). Die territoriale 
Anwendbarkeit wird in Artikel 126 des EWR-Vertrags durch 
Rückgri& auf die territoriale Anwendbarkeit der EU-Verträge 
geregelt. Laut Artikel 50 EUV %nden die EU-Verträge nach dem 
Austritt Großbritanniens auf dieses keine Anwendung mehr, was 
logisch zur Folge hat, dass auch der EWR-Vertrag nach Großbri-
tanniens Austritt nicht mehr auf dieses anwendbar ist.

Die oben beschriebene Rechtsfolge für den EWR-Vertrag tritt 
automatisch mit dem Vollzug des Austritts Großbritanniens 
aus der Europäischen Union ein; es bedarf insofern keiner sepa-
raten Kündigung seitens Großbritanniens, der Union und ihrer 
Mitgliedstaaten, oder der EFTA Staaten.“

2. Stellungnahme

2.1 Art. 50 Abs. 3 EUV

Nach Art. 50 Abs. 3 EUV gelten „die Verträge“ nicht mehr. 
Wie sich aus Art. 1 Abs. 3 Satz 1 EUV ergibt, sind damit der 

EUV und der AEUV gemeint. Darin sind sich die Kommen-
tatoren einig,3 und deshalb wird auch gesagt,4 es handle sich 
völkerrechtlich um eine über'üssige Selbstverständlichkeit. 
Gemischte Abkommen wie das EWRA gehören nicht zu den 
Verträgen iSv Art. 50 Abs. 3 EUV und sind daher nicht betrof-
fen.5 Sie gelten also erst einmal weiter.

Nach Mäsch/Gausing/Peters6 soll eine Analogie zum Beitritt der 
EFTA-Staaten Finnland, Österreich und Schweden zur EU 
angezeigt sein. Sie hätten zunächst einmal vom EFTA-Abkom-
men zurücktreten und im Rahmen des EWR-Abkommens die 
Stellung als EU-Mitgliedsstaat einnehmen müssen. Der Rück-
tritt vom EFTA-Abkommen habe nur deshalb nicht das dau-
erhafte Ausscheiden aus dem EWR zur Folge gehabt, weil sich 
diese Staaten bereits in Art. 5 Abs. 2 der Beitrittsakte verp'ich-
tet hätten, allen von der EU abgeschlossenen Übereinkünften 
beizutreten, was letztlich zum Verbleib im EWR, genauer: 
zum Wiederbeitritt auf der anderen Seite geführt habe. Dieses 
Einerseits-Andererseits überzeugt nicht. Nach Art. 2 Abs. 2 des 
Beitrittsvertrags vom 24.6.1994 trat der Vertrag am 1.1.1995 
für die Beitrittsstaaten inkraft, die ihre Rati%kationsurkunden 
spätestens am 31.12.1994 hinterlegt hatten. In der Beitritts-
akte war vorgesehen, dass die beitretenden Staaten mit Wir-
kung ab dem 1.1.1995 von dem EFTA-Abkommen zurücktre-
ten.7 Danach sind der Beitritt zur EU und der Rücktritt vom 
EFTA-Abkommen zeitgleich erfolgt, ohne dass dazwischen 
eine Lücke war. Daher sind die beitretenden Staaten im EWRA 
verblieben und nicht ausgeschieden.8 Wären sie ausgeschieden, 
hätten sie nach Art. 128 EWR Aufnahmeanträge stellen müs-
sen. Die Bedingungen für ihren Beitritt zum EWRA wären in 
Abkommen zwischen den Vertragsparteien des EWRA und 
dem antragstellenden Staat zu regeln gewesen, die die Vertrags-
staaten des EWRA hätten rati%zieren oder genehmigen müs-
sen. Das alles hat nicht stattgefunden. 

 1) ZErb 2016, 281.
 2) JZ 2017, 713 mwN.
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Finland and Sweden acceded to EU on 1 January 1995.While this meant 
that these countries left EFTA, they remained parties to the EEA Agreement 
but now as members of the EU pillar of the EEA. Ferner EuGH v. 15.6.1999 
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des Abkommens in den neuen Mitgliedsstaaten vom Zeitpunkt des Beitritts an.
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2.2 Art. 126 Abs. 1 EWR

Art. 126 Abs. 1 EWR regelt den räumlichen Geltungsbereich 
des EWRA für die Vertragsparteien,9 nicht die Stellung als 
Vertragspartei selbst. Es geht nur die Frage, ob das EWRA für 
das gesamte Hoheitsgebiet der Vertragsparteien gilt oder ob 
Teile ausgenommen sind. Das wird für die drei EFTA-Staaten 
direkt bestimmt, indem gesagt wird, dass das EWRA für ihr 
gesamtes Hoheitsgebiet gilt. Im Gegensatz dazu wird der Gel-
tungsbereich für die Hoheitsgebiete die EWG-Staaten indirekt 
bestimmt, indem auf den EWG-Vertrag verwiesen wird. Der 
EWG-Vertrag seinerseits nahm bei einigen Mitgliedsstaaten 
Teile ihres Hoheitsgebiets von der Geltung aus. Der Hinweis 
in Art. 126 Abs. 1 EWR auf die „Gebiete, in denen der Ver-
trag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
angewendet wird“, ist also Vertragstechnik. Damit hat man 
sich erspart, die Gebiete, für die der EWG-Vertrag nicht gilt, 
auch im EWRA aufzulisten. Außerdem ist damit erreicht wor-
den, dass der räumliche Geltungsbereich des EWRA und des 
EWG-Vertrags sich decken.

Um die Frage, wie sich ein Austritt eines EWG-Mitgliedsstaa-
tes auf seine Stellung als Vertragspartei des EWRA auswirkt, 
ging es überhaupt nicht. Denn aus der EWG konnte man 
nicht austreten, jedenfalls nicht grundlos.10 Deshalb wäre eine 
Regelung, wie sich ein Austritt auf die Mitgliedschaft im EWR 
auswirkt, so sinnvoll gewesen wie eine Regelung im Luftfahrt-
gesetz, wer Vorfahrt hat, wenn sich ein Flugzeug und ein Rad-
fahrer in der Luft begegnen. Aber aus einem anderen Grund 
hätte es von Anfang an nahegelegen, die Wirkungen eines Aus-
tritts zu regeln. Denn jeder EFTA-Mitgliedsstaat konnte aus 
der EFTA ausscheiden, indem er von der EFTA-Konvention 
zurücktrat. Hätte man die Folgen dieses Austritts für den EWR 
bedacht und geregelt, gäbe es heute auch eine zumindest analog 
anwendbare Regelung für den Austritt aus der EU.

Zwar hat sich über die völkerrechtlichen Grundsätze der 
Rechtsnachfolge oder über Art. 31 Abs. 3 WVK der Wortlaut 
des Art. 126 Abs. 1 EWR stillschweigend geändert, indem aus 
EWG-Vertrag zunächst EG-Vertrag und dann EU-Verträge 
(EUV und AEUV) geworden ist. Aber auch die EU-Verträge 
kennen räumliche Einschränkungen. Denn nach Art. 52 Abs. 2 
EUV und Art. 355 AEUV sind weiterhin Teile des Hoheitsge-
biets einzelner Mitgliedsstaaten von ihrem räumlichen Anwen-
dungsbereich und damit auch vom räumlichen Anwendungs-
bereich des EWRA ausgenommen. 

2.3 Einvernehmlicher Austritt 

So wie es derzeit aussieht, ist Großbritannien o!ziell der Mei-
nung, dass es mit seinem Ausscheiden aus der EU auch aus 
dem EWR ausscheidet.11 So sehen das auch die EU und ihre 

verbleibenden Mitgliedsstaaten wie auch die EFTA-Staaten.12 
Diese gemeinsame Überzeugung aller Vertragsparteien des 
EWRA erlaubt den Schluss auf ihren gemeinsamen Willen, das 
EWRA im Verhältnis zu Großbritannien zeitgleich zu been-
den, wenn Großbritannien aus der EU ausscheidet. Dadurch 
kommt es nach Art. 54 Buchst. b WVK zu einer einvernehmli-
chen Beendigung des EWRA im Verhältnis zu Großbritannien. 
Da die Beendigung nicht in der gleichen Form bedarf wie der 
Vertragsschluss, genügt eine formlose Vereinbarung.13 Ein for-
meller Rücktritt Großbritanniens nach Art. 127 Abs. 1 EWR 
erübrigt sich. 

3. Ausblick

Da Großbritannien ohne ein allseitiges Einvernehmen nicht 
aus dem EWRA ausscheidet, kommt es letztendlich darauf an. 
welches Ziel die leitenden Brexiteers wirklich verfolgen. 

Die Mitgliedschaft im EWR beibehalten kostet Großbritan-
nien nichts. Denn der Finanzierungsmechanismus des Art. 
116 EWR gilt nur für die EFTA-Staaten.14 Einen Vorrang des 
EWRA gegenüber dem englischen Recht gibt es nicht mehr. 
Denn die dahingehende Rechtsprechung des EuGH15 und die 
damit übereinstimmende Rechtsprechung des EFTA-Gerichts-
hofs16 binden Großbritannien nicht mehr. Das EWRA selbst 
ist nur noch ein Handelsabkommen. Darüber kann sich das 
britische Parlament hinwegsetzen, wie über jeden anderen völ-
kerrechtlichen Vertrag auch,17 so wie sich der deutsche Gesetz-
geber auch über völkerrechtliche Verträge hinwegsetzen kann 
und hinwegsetzt.18 Seiner P'ichten kann sich Großbritannien 
also durch eigene Gesetzgebung selektiv entledigen, indem es 
die damit korrespondierenden Rechte seiner ehemaligen EU-
Partner nach Opportunität beschränkt und abwartet, welche 
völkerrechtlichen Folgen ein solches Präferenzsystem von Fall 
zu Fall nach Art. 62 WVK hat. 

 9) Ebenso Schroeter/Nemeczek, JZ 2017, 713, 715 f.
10) Callies in Callies/Ru'ert, EUV AEUV, 5. Au"., Art. 50 EUV Rn 2 mwN.
11) Vgl. den Internet-Beitrag von BakerMcKenzie (Brexit: Does it lead to automatic 
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 13) Heintschel von Heinegg in Ipsen, Völkerrecht, 6. Au"., § 16 Rn 71, S. 458.
 14) AA Schroeter/Nemeczek, JZ 2017, 713,716.
 15) EuGH v. 23.9.2003 – C-452/01, Rn 29 ', Ospelt und Schlössle Weissenberg; v. 

11.06.2009 – C-521/07, Rn 33, Kommission/Königreich der Niederlande.
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30.5.2002 – E-4/01, Karlsson, E-4/01.
 17) Bingham, %e Rule of Law, S. 162, 168 (Stichwort: Sovereignty of Parliament); 

Shaw, International Law, 7. Au"., S. 108.
 18) BVerfG v.15.12.2015 – 2 BvL 1/12, BVerfGE 141,1 = NJW 2016, 
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Auf einen Blick

Nach dem derzeitigen Informationsstand scheidet Großbri-
tannien zwar nicht automatisch, wohl aber im Einvernehmen 
mit allen anderen Vertragsparteien aus dem EWRA aus. Vor-
behaltlich eines anders lautenden Austrittsabkommens nach 
Art. 50 Abs. 2 EUV hat es dann den Status eines Drittstaates. 
Damit entfallen im Verhältnis zu Großbritannien alle steu-

erlichen Vergünstigungen, die eine Mitgliedschaft in der EU 
oder dem EWR voraussetzen, darunter die Vergünstigungen 
der §§ 13 a, 13 b Abs. 1 ErbStG. Wer mit deutsch-britischer 
Beratung befasst ist, sollte sich und seine Mandanten also vor-
sichtshalber darauf einstellen.


